Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudksache Nr. 395 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
Bk. 1138/49 II 


Bonn, den 17. Januar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
von Leistungen an Kriegsopfer 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 13. Januar 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Deut- 
schen Buiidesrates mit Ausnahme des Ergänzungsvorschlages in 
Punkt 3 der Anlage 2 zu. 


Dr. Adenauer 


Druck; Bonner tJniversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str 3ü 
und Wiesbaden. Nietzsche^U l 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung von Leistungen an Kriegsopfer. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen, dem der Bundes- 
rat zugestimmt hat: 


§ 1 

Zuschlag zu Renten 

(1) Beschädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens fünfzig vom Hundert, Witwen und Verwandte der 
auf steigenden Linie, die in den Ländern Bayern ausschließlich 
des Kreises Lindau, Bremen, Hessen, Nordrhein - Westfalen, 
Schleswig - Holstein und Württemberg - Baden rentenberechtigt 
sind, erhalten zu ihrer Rente einen Zuschlag von zwanzig vom 
Hundert. Anspruch auf den Zuschlag besteht nicht, wenn das 
sonstige Einkommen die halbe Rente übersteigt oder der Berechtigte 
eine Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter, der Angestellten 
oder der knappschaftlichen Rentenversicherung bezieht. Auf die 
Höchstbeträge nach § 559 b Absatz 1 Satz 2 und § 595 der Reichs- 
versicherungsordnung wird der Zuschlag nicht angerechnet. 

(2) Der Zuschlag nach Absatz 1 wird nicht gewährt 

a) Berechtigten, die Anspruch auf den Zuschlag nach Artikel 1 
des Gesetzes des Landes Nordrhein- Westfalen zur Änderung 
der Sozialversicherungsdirektive Nr. 27 vom 12. Juli 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt S. 229) haben; 

b) Witwen, die bereits nach Vollendung des sechzigsten, aber 
vor Vollendung des fünfund sechzigsten Lebensjahres einen 
Anspruch auf Rente von vierzig vom Hundert des geltenden 
Jahresarbeitsverdienstes nach Artikel 4 des vorgenannten 
Gesetzes haben. 


§ 2 

Erweiterung des Kreises 
der a n s p r u ch s b e r e ch t i g t e n Witwen 

Anspruch auf Rente haben in den Ländern Hamburg, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein auch Witwen, 

a) wenn sie das fünfzigste Lebensjahr vollendet haben, 
oder 

b) solange sie ein Kind des Verstorbenen oder ein eigenes Kind 
versorgen, das Anspruch auf Kriegswaisenrente hat. 

Die Rente beträgt zwanzig vom Hundert des geltenden Jahres- 
arbeitsverdienstes. 
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§ 3 

Härteausgleich 

Sofern in einzelnen Fällen sich aus den für die Versorgung der 
Kriegsopfer geltenden Vorschriften besondere Härten ergeben, kann 
die oberste Arbeitsbehörde des Landes im Einvernehmen mit der 
obersten Finanzbehörde einen Ausgleich gewähren. Der Bundes- 
minister für Arbeit kann Richtlinien erlassen. 

§ 4 

Anmeldung neuer Ansprüche 

Die Rente nach § 2 wird auf Antrag gewährt ; sie beginnt ,mit dem 
Ablauf des Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind, frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 5 

Durchführungsbestimmungen 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des Bundesrats die 
allgemeinen Vcrwaltungsvorschriften. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1950 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Kriegsopferversorgung, bis zum Jahre 1945 einheitlich durch 
Reichsrecht geregelt, ist seitdem in den einzelnen Ländern der Bundes- 
republik ganz verschieden gestaltet worden. Zur Zeit bestehen sieben 
verschiedene Landesregelungen, die wesentlich voneinander abweichen, 
insbesondere hinsichtlich der Leistungen. Durch das ^Gesetz zur An- 
gleichung und Verbesserung von Leistungen nach dem Körperbe- 
schädigtenleistungsgesetz und der Sozialversicherungsdirektive Nr. 27, 
das der Wirtschafts rat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes am 20. Juli 
1949 beschlossen hat, das aber von den Militärgouverneuren nicht 
mehr genehmigt worden ist, sollte eine Angleichung der Leistungen 
innerhalb der amerikanischen und britischen Zone erreicht werden. 
Darüber hinaus sollte es auch Verbesserungen der Leistungen bringen 
in ähnlicher Weise, wie dies durch die verschiedenen Anpassungsgesetze 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung geschehen ist. So sah das 
Wirtschaftsratsgesetz insbesondere die Gewährung eines Teuerungs- 
zuschlages und Verbesserungen in der Hinterbliebenenversorgung vor. 

Inzwischen war in der amerikanischen Zone das zoneneinheitlichc 
Änderungsgesetz zum Körperbeschädigtenleistungsgesetz von der 
Militärregierung genehmigt worden. Dieses brachte einen großen 
Teil der Verbesserungen des Wirtschaftsratsgesetzes, insbesondere auf 
dem Gebiete der Hinterbliebenenversorgung, jedoch keinen Teue- 
rungszuschlag. 

Außerdem hat das Land Nordrhein- Westfalen ein Änderungsgesetz 
zur Sozialversicherungsdirektive Nr. 27 am 12. Juli 1949 verabschiedet, 
das die gleichen Verbesserungen wie das süddeutsche Änderungsgeserz 
brachte und darüber hinaus noch einen Teuerungszuschlag für Be- 
schädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von hundert 
vom Hundert oder mit Pflegegeld in Höhe von 50 DM monatlich 
sowie eine Krankenversicherung für Hinterbliebene. 

Hamburg hat durch Erlaß vom 14. Oktober 1949 die Zahlung eines 
Teuerungszuschlages in Höhe von zwanzig vom Hundert für Be- 
schädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 
fünfzig vom Hundert und Witwen und Verwandten der aufsteigenden 
Linie an geordnet, soweit das Einkommen die Hälfte der Rente nicht 
übersteigt. 

Niedersachsen hat mit Erlaß vom 31. August 1949 einen ähnlichen 
Teuerungszuschlag als Übergangshilfe eingeführt, jedoch mit der 
Einschränkung, daß die Bezieher von Sozialversicherungsrenten davon 
ausgeschlossen sind. Im übrigen haben die Länder Hamburg und 
Niedersachsen keine Verbesserungen gebracht. In Schleswig-Holstein 
sind keinerlei Verbesserungen eingeführt worden. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 20. Sep- 
tember 1949 ausdrücklich die Schaffung eines einheitlichen Versor- 
gungsrechts für Kriegsopfer für das gesamte Bundesgebiet als vor- 
dringliche Aufgabe der Bundesregierung bezeichnet. Dementsprechend 
hat das Bundesministerium für Arbeit unverzüglich die Vorarbeiten 
aufgenommen. Es konnte aber das nicht mehr wirksam gewordene 
Wirtschaftsratsgesetz nicht ohne weiteres den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes vorgelegt werden, denn das Bundesgebiet um- 
faßt auch die französische Zone, die dem Vereinigten Wirtschaftsge- 


4 



biet noch nicht angehörte. Sodann hat der Bund noch keine eigenen 
Haushaltsmittel für die Kriegsopferversorgung, Diese muß vielmehr 
noch bis zum 31. März 1950 von den Ländern getragen werden. 
Die Finanzlage der Länder hat aber in den letzten Monaten eine 
erhebliche Verschärfung erfahren. 

Als besonders vordringlich wurde bei den Beratungen des Ausschusses 
des Bundestages für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen folgen- 
des bezeichnet: 

1. die Gewährung eines Teuerungszuschlages, 

2. Verbesserungen in der Hinterbliebenen Versorgung, 

3. Krankenversicherung der Hinterbliebenen. 

Der Bundesminister für Arbeit hat lange und eingehende Beratungen 
mit dem Bundesminister für Finanzen über die Finanzierungsmög- 
lichkeiten der vorstehend angeführten Leistungsverbesserungen ge- 
pflogen. Diese haben zu dem Ergebnis geführt, daß der Bundes- 
minister für Finanzen Verbesserungen mit einem Mehrkostenbetrag 
von höchstens 80 Millionen DM jährlich für tragbar ansieht. Dem- 
entsprechend hat der Bundesminister für Arbeit den vorliegenden 
Entwurf aufgestellt, der die drei dringlichsten Verbesserungen ent- 
hält, nämlich 

1. Gewährung eines Teuerungszuschlages, 

2. Erweiterung des Personenkreises der anspruchsberechtigten Witwen 
und 

3. Gewährung eines Härteausgleiches. 

Weitere Verbesserungen sind zur Zeit wegen der schlechten Finanz- 
lage der Länder finanziell nicht tragbar. Sie müssen der bundesge- 
setzlichen Regelung des gesamten Versorgungsrechts für Kriegsopfer 
Vorbehalten bleiben. 


ß. Besonderer Teil 

Zu 5 I 

In der französischen Zone sind die Rentenleistungen durchweg höher 
als in der amerikanischen und britischen Zone. Außerdem können 
duixh Zusatzrenten oder Mietbeihilfen die Renten noch erhöht 
werden, so daß sic stets die normalen Rentensätze der amerikanischen 
und britischen Zone einschließlich eines Teuerungszuschlages von 
zwanzig vom Hundert wenigstens erreichen. 

Innerhalb der amerikanischen und britischen Zone werden zum Teil 
schon Teuerungszuschläge gewährt, nämlich in Hamburg und Nieder- 
sachsen in Höhe von zwanzig vom Hundert. Diese Zuschläge werden 
zwar nur auf Grund von Verwaltungserlassen als Kann-Leistungen 
gewährt, es erscheint jedoch aus Verwaltungsgründen nicht zweck- 
mäßig, den im § 1 festgelegten und nicht wesentlich anders gearteten 
Zuschlag auch in diesen Ländern einzuführen. 

Der Teuerungszuschlag in Nordrhein- Westfalen erfaßt nur einen ganz 
beschränkten Personenkreis, nämlich die Beschädigten, die eine Rente 
von hundert vom Hundert oder Pflegegeld erhalten; deshalb muß 
auch in diesem Land der Teuerungszuschlag nach § 1 allgemein ein- 
geführt werden. Soweit Beschädigte in Nordrhein-Westfalen Anspruch 
auf den Teuerungszuschlag von fünfzig DM monatlich haben, ver- 
bleibt es dabei; sie können jedoch daneben nicht den Teuerungs- 
zuschlag nach § 1 erhalten. 

Witwen zwischen sechzig und fünfundscebzig Jahren, die in Nord 
rhein- Westfalen vierzig vom Hundert des geltenden Jahresarbeits 
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Verdienstes erhalten statt zwanzig vom Hundert wie in allen anderen 
Ländern der amerikanischen und britischen Zone, darf deshalb nicht 
mehr zusätzlich der Teuerungszuschlag nach § 1 gewährt werden. 

Zu § 2 

Die Erweiterung des Kreises der anspruchsberechtigten Witwen war 
stets nur für die amerikanische und britische Zone dringlich. Diese 
ist in dem imWirtschaftsrat vorgesehenen Rahmen in der amerikanischien 
Zone und in Nordrhein- Westfalen durch Änderungsgesetze bereits 
eingeführt. Im Entwurf brauchte deshalb die Erweiterung nur noch 
für die Länder Hamburg, Niedersadisen und Schleswig-Holstein 
vorgesehen zu werden. 

Zu S 3 

Ein Härtcausgleich besteht zwar schon in allen Ländern der ameri- 
kanischen und der französischen Zone sowie in Nordrhein- Westfalen. 
Es erscheint aber zweckmäßig, die Bestimmungen über den Härte- 
ausgleich einheitlich zu gestalten nach der Richtung, daß in allen 
Ländern die obersten Finanzbehörden bei der Gewährung mitbe- 
teiligt werden und daß der Bundesminister für Arbeit Richtlinien 
für alle Länder gemeinsam erlassen kann. Letzteres erscheint im 
Hinblick auf die bundesgesetzliche Neuordnung des Versorgungs- 
wesens und die Übernahme der Ausgaben auf den Bundeshaushalt 
notwendig. 

Zu § 4 

Ansprüche auf Versorgung sind grundsätzlich anzumelden. Dies gilt 
auch bei gesetzlich neu ein geführten Ansprüchen wie bei dem An- 
spruch nadi § 2. Dagegen wird der Teuerungszuschlag nach § 1 von 
Amtswegen gewährt. 

Zur Vermeidung von Härten soll die Rente nach § 2 mit dem 
Ablauf des Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind, frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Der Teuerungszuschlag in der im Entwurf vorgesehenen Fassung 
kommt nur für die amerikanische und britische Zone in Frage. 

Innerhalb der britischen Zone wird bereits in den Ländern 
Hamburg und Niedersachsen ein Teuerungszuschlag in Höhe 
von zwanzig vom Hundert für Beschädigte mit einer Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit von fünfzig vom Hundert und für 
Witwen und Eltern gewährt. In Nordrhein- Westfalen wird 
ein Teuerungszuschlag in Höhe von fünfzig DM monatlich 
gewährt, aber nur an Beschädigte mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von hundert vom Hundert und an Pflege- 
geldempfänger. Unter Berücksichtigung dieser Leistungen ver- 
ursacht die Gewährung eines Teuerungszuschlages für die ameri- 
kanische und britische Zone in dem oben angegebenen Umfang 
Kosten von jährlich 41,5 Mio DM. 

Auf die einzelnen Länder der amerikanischen und britischen 
Zone verteilt ergibt das: 
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ä) amerikanische Zone 

jährlich 

vierteljährlich 


Bayern 

11,0 

2,75 Mio 

DM 

Hessen 

5,0 

1,25 „ 

yy 

Württemberg-Baden . 

5,0 

1,25 „ 

yy 

Bremen 

0,5 

0,13 „ 

yy 

b) britisdic Zone 

Nordrhein- Westfalen . 

15,0 

3,75 „ 

yy 

Sdilcswig-Holstcin 

5,0 

1,25 „ 

yy 


2. Erweiterung des Kreises der anspruchsberechtigten Witwen. 

Diese Erweiterung ist nur noch notwendig in den Ländern 
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Sie verursacht 
unter Berücksichtigung der Schätzungen der Länder Mehrkosten 


von 38,2 Mio DM 

Auf die einzelnen Länder verteilt ergibt das: 

j äh rlidi vier tel j äh rlldi 

Hamburg 6,4 1,60 Mio DM 

Niedersachsen 17,8 4,45 „ 

Schleswig-Holstein . . . 14,0 3,50 „ 


3. Die Einführung eines Härteausgleichs ist noch für die drei 
Länder Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein not- 
wendig. Sie kostet schätzungsweise . . . . 0,1 Mio DM 


Diese verteilen sich auf die einzelnen Länder: 


jährlich 

Hamburg 10.000 

Niedersachsen 60.000 

Schleswig-Holstein . . . 30.000 


Insgesamt jährlich 
oder vierteljährlich 


vierteljährlich 

2.500 DM 

15.000 „ 

7.500 „ 

. . 79,8 Mio DM 
. . 19,9 Mio DM 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Deutschen Bundesrates 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 13. Januar 1950 
beschlossen, dem Gesetz gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes nach Maßgabe folgender Änderungen zuzustimmen: 

1. § 1 Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens fünfzig vom Hundert, Witwen und Verwandte 
der aufsteigenden Linie, die in den Ländern Bayern aus- 
schließlich des Kreises Lindau, Bremen, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein -Westfalen, Schleswig-Holstein und Württemberg- 
Baden rentenberechtigt sind, erhalten zu ihrer Rente einen 
Zuschlag von zwanzig vom Hundert. Anspruch auf den 
Zuschlag besteht nicht, wenn 

a) der Berechtigte eine Rente aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Angestellten oder aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung bezieht oder 

b) das sonstige Einkommen die halbe Rente übersteigt. Ist 
das sonstige Einkommen höher als die halbe Rente, so 
wird der Zuschlag insoweit gewährt, als das sonstige 
Einkommen hinter dem Betrage der halben Rente zu- 
züglich Zuschlag zurückbleibt; ergibt sich danach weniger 
als monatlich eine Deutsche Mark, so wird der Zuschlag 
nicht gewährt. Bei Erhöhung des sonstigen Einkommens 
bis zu monatlich fünf Deutsche Mark unterbleibt die 
Neufeststellung des Zuschlages. 

Auf die Höchstbeträge nach § 559 b Absatz 1 Satz 2 und 
§ 595 der Reichsversicherungsordnung wird der Zuschlag 
nicht angerechnet.“ 

2. § 1 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

„c) Personen, die nach den Erlassen des niedersädisischen Mi- 
nisters für Arbeit, Aufbau und Gesundheit vom 31. August 
1949 und vom 31. Oktober 1949 — ' Az. 150 805 — eine 
Übergangshilfe erhalten.” 

3. Hinter § 4 wird folgender neuer § 5 eingefügt: 

4 5 

Auf Renten von Beschädigten mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit bis zu vierzig vom Hundert wird das sonstige 
Einkommen nach der anliegenden Tabelle in Anrechnung 
gebracht.*' 

Anlage zu § 5 des Gesetzes zur Verbesserung von Leistungen 
an Kriegsopfer. 

Einkommen Beschädigtenrente (in DM/Monat) 

(in DM/Monat) bei Erwerbsminderung von 






X 

> 

O 

i 

40 V. 



bis 

50 

30 

40 

mehr als 

50 

bis 

55 

28 

38 

» jj 

55 

bis 

60 

26 

36 


60 

bis 

66 

22 

32 

. jj 

66 

bis 

73 

17 

27 

» » 

73 

bis 

81 

12 

22 


81 

bis 

90 

10 

17 


90 

bis 

200 

10 

10 

» 

200 



— 

— 


4. Die Nummernfolge der übrigen Paragraphen ändert sich ent- 
sprechend. 
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